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heit betreffend Wohnort und Wohnform 
für Menschen mit Behinderung forderte. 
Die Schweiz ratifizierte die UNO-BRK im 
Jahr 2014, seither sind deren Prinzipien 
auch hierzulande verbindlich. Die UNO-
BRK ist Ausdruck der seit den 1980er-Jah-
ren laufenden Bestrebungen, mehr Unab-
hängigkeit, Wahlfreiheit und soziale Teil-
habe zu garantieren. 
Bereits in den 2000er-Jahren gab es im Kan-
ton Bern verschiedene politische Vorstösse, 
die parallel zur Einführung der Subjektfi-
nanzierung im Gesundheitswesen eine 
solche auch für den Behindertenbereich 
forderten. Hintergrund dieser Vorstösse 
waren unter anderem Kostensteuerung 
und -transparenz sowie die Förderung der 
Wahlfreiheit. Nicht zuletzt hat auch die 

Neugestaltung des nationalen Finanzaus-
gleichs und der Aufgabenteilung (NFA), 
welche die Zuständigkeit für den Behin-
dertenbereich vollständig den Kantonen 
übertrug, zur Neugestaltung der berni-
schen Behindertenpolitik beigetragen.

Pilotprojekt und Umsetzung
Seit 2016 nehmen ausgewählte Institutio-
nen und privat wohnende Personen an ei-
nem Pilotprojekt teil, aktuell wenden das 
neue System rund 450 Personen an und 
14  Institutionen sind beteiligt. Bis Ende 
2018 werden laufend weitere Personen in 
das Pilotprojekt aufgenommen. Dank der 

konstruktiven und intensiven Mitarbeit 
der involvierten Personen, Organisatio-
nen, Institutionen und Experten im Behin-
dertenbereich sowie der breiten politi-
schen Unterstützung verläuft das Pilot-
projekt bisher grundsätzlich erfolgreich. 
Die bisher gesammelten Erfahrungen er-
lauben nun Auswertungen, welche zur 
Validierung der Instrumente und Verfah-
ren beitragen und die Planung der flächen-
deckenden Umsetzung vereinfachen.
Bereits früh wurde im Pilotprojekt deut-
lich, dass der administrative Aufwand so-
wohl für die betroffenen Menschen mit 
Behinderung als auch für die Verwaltung 
mit den bereits vorhandenen Instrumen-
ten relativ gross war. Deshalb wird eine 
Weblösung (IBAS) entwickelt. IBAS verein-

facht die administrativen Prozesse (von 
der Anmeldung bis zur Abrechnung) und 
entlastet sowohl die Leistungsbezügerin-
nen und -bezüger wie auch die Verwal-
tung stark. Die Entwicklungsarbeiten sind 
im Gange, ab Anfang 2019 soll die Web
lösung voll einsatzbereit sein.
Anfang 2017 wurde die neue Berner Infor-
mationsplattform für Menschen mit Be-
hinderungen – www.participa.ch – auf dem 
Internet aufgeschaltet. Die Plattform wird 
durch die kantonale Behindertenkonfe-
renz (kbk) im Auftrag des Kantons Bern 
entwickelt und betrieben. Aktuell befin-
den sich auf Participa vor allem Informa

tionen über das «Berner Modell» zur Um-
setzung des Behindertenkonzepts sowie 
auch Beiträge zu verschiedensten The-
menbereichen wie Arbeit, Wohnen, Geld 
oder Beratung. Zudem ist neu ein «Markt-
platz» aufgeschaltet, wo sich beispiels-
weise Anbieter und Nachfrager von Assis-
tenzleistungen finden können.
Neben der Umsetzungsplanung und der 
Durchführung des Pilotprojekts laufen die 
Vorbereitungsarbeiten für die entspre-
chende Gesetzgebung bereits auf Hoch-
touren. Es ist geplant, mit Inkrafttreten 
des Gesetzes über die Sozialen Leistungen 
den Systemwechsel ab 2021 flächende-
ckend über das ganze Kantonsgebiet um-
zusetzen.�

Im Pilotprojekt wurde deutlich, dass der 
administrative Aufwand relativ gross ist

«Sozialdetektive» – ein massiver Eingriff in die Privatsphäre
Bisher fehlte in der Schweiz eine gesetzliche Grundlage, welche die Überwachung von So-
zialversicherten präzisiert. Das Parlament hat eine solche nun in der Frühlingssession 2018 
im Bundesgesetz über den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts erarbeitet. 

Anlass war ein Entscheid des Europäischen Ge-
richtshofs für Menschenrechte vom Oktober 2016, 
der zum Schluss kam, dass die Schweiz die Ach-
tung des Privatlebens verletzt, da eine genügend 
präzise gesetzliche Grundlage für die Foto- und 
Videoüberwachung von Versicherten fehlt (EGMR, 
V.-B gegen die Schweiz, Nr. 61838/10). Das Bun-
desgericht bestätigte diesen Mangel im Juli 2017 
(BGE 9C_806/2016). Zahlreiche Versicherungen 
wie auch Gemeinden, die SozialhilfebezügerInnen 
überwachten, sistierten daraufhin ihre Aufträge 
an Detektive, drängten aber auf die rasche Er
arbeitung einer Rechtsgrundlage. Mit seltener 
Geschwindigkeit wurde diese nun geschaffen: Bei 
Verdacht auf Missbrauch dürfen Sozialversiche-
rungen ihre KlientInnen mittels Bild- und Ton
aufnahmen observieren. Hierfür braucht es keine 
richterliche Genehmigung, sondern lediglich die 
Anordnung der Direktionsmitglieder der Versiche-

rung. Die Observation ist sowohl an öffentlich zu-
gänglichen Orten (Parks, Strassen) als auch an all-
gemein einsehbaren Orten (Gärten, Balkone, 
Fenster) zulässig. Eine richterliche Genehmigung 
braucht es nur für den Einsatz technischer Instru-
mente, beispielsweise von GPS-Trackern an Fahr-
zeugen oder von Drohnen. Diese Regeln gelten 
gleichermassen für die Invalidenversicherung und 
AHV wie auch für die Unfall-, die Arbeitslosen- 
und die Krankenversicherung. Wahrscheinlich ist, 
dass die Überwachung von Bezügerinnen und Be-
zügern der Sozialhilfe sich an diesen Regelungen 
orientieren wird. 
Aus rechtsstaatlicher Sicht stellen diese Regelun-
gen einen bedenklichen Eingriff in die Privat-
sphäre von Personen dar, die Leistungen von 
privaten Versicherungen oder dem Staat erhalten. 
Das Konzept des «Missbrauchs», das mehr ein dif-
fuses Bauchgefühl als den greifbaren Tatbestand 

des Betrugs umfasst, findet damit weiter Eingang 
in die Gesetzgebung.
Gegen das Gesetz wurde das Referendum er
griffen. 

Neues aus dem Recht
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Erfolgreiche Praxisbeispiele gesucht
Liebe Leserinnen und Leser
Helfen Sie uns dabei, Themen zu finden, hinzu-
schauen und ranzugehen.
Kennen Sie jemanden aus der Praxis, der oder 
die sich besonders engagiert oder ein innova-
tives Projekt auf die Beine gestellt hat? Fällt 
Ihnen ein Unternehmen ein, über das Sie in 
SozialAktuell gerne lesen würden? Oder möch-
ten Sie selber einen Beitrag verfassen?
Melden Sie sich bei uns.

Bitte reichen Sie uns keine fertigen Texte ein. 
Skizzieren Sie grob den Inhalt und die Ziel
setzung, damit wir eine Publikation prüfen 
können. Besten Dank für Ihr Verständnis.

Senden Sie uns Ihre Vorschläge an
redaktion@sozialaktuell.ch

In eigener Sache
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